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Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung des Wohngeldgesetzes 


A. Problem 

Wer Sozialhilfe oder Kriegsopferfürsorge beantragt, ist nach dem 
Nachranggrundsatz (andere Sozialleistungen müssen vorrangig in 
Anspruch genommen werden) gehalten, Wohngeld zu beantra- 
gen. Das bewilligte Wohngeld führt aber nicht zu entsprechenden 
Mehreinnahmen des Hilfesuchenden, sondern wird von der Wohn- 
geldstelle an den Träger der Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge er- 
stattet bzw. von diesem auf die Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge 
angerechnet. Da es vor allem der Entlastung dieser Leistungsträ- 
ger dient, wird das bisherige Verfahren als zu verwaltungsaufwen- 
dig und für die Hilfesuchenden umständlich und imbefriedigend 
kritisiert. 

Der Deutsche Bundestag hat deshalb in den letzten Jahren wieder- 
holt, zuletzt bei der Beratung des Wohngeld- und Mietenberichtes 
1987 am 9. Juni 1988 gefordert, daß die Bundesregierung einen 
„Gesetzentwurf, der Regelungen für eine vereinfachte Wohngeld- 
gewährung an Empfänger von Sozialhilfe und Kriegsopferfürsorge 
enthält, so rechtzeitig einbringt, daß diese Wohngeldnovelle noch 
in diesem Jahr verabschiedet werden kann" (Drucksache 11/2394). 
Die Bundesregierung ist den mehrfachen Aufforderungen des 
Deutschen Bundestages bisher nicht nachgekommen. 


B. Lösung 

Nach der in diesem Gesetzentwurf vorgeschlagenen Lösung sollen 
Empfänger von Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge einen individuel- 
len Wohngeldanspruch behalten. Das Wohngeld soll aber im Nor- 
malfall als Pauschale gewährt werden. Deren Höhe soll nach ei- 
nem für jedes Land gesondert festzulegenden und nach Wohn- 
geldnovellen fortzuschreibenden Vomhundertsatz der anerkann- 
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ten Aufwendungen für die Unterkunft bemessen werden. Diese 
Pauschale soll zugleich mit der Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge ge- 
währt werden. Ein Wohngeldantrag wird insoweit nicht mehr er- 
forderlich sein; die bisher zuständige Wohngeldstelle braucht 
nicht mehr tätig zu werden. Die Mieten- und Einkommensermitt- 
lung nach dem WoGG entfällt ebenso wie die verwaltungsaufwen- 
dige Erstattung von Leistungen durch die Wohngeldstelle an die 
Träger der Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge. Der Hilfesuchende 
wird nur noch einen „Ansprechpartner" haben. Für den einzelnen 
Hilfeempfänger ändert sich durch die Pauschalierung die Summe 
aus Wohngeld und Leistungen der Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge 
nicht. 


C. Alternative 

keine 


D. Kosten 

Das Gesetz wird ab dem Jahr der vollen Wirksamkeit (1991) zu 
Mehrausgaben des Bundes und der Länder in einer Größenord- 
nung von bis zu 30 Mio. DM führen. Dem steht eine Einsparung an 
Verwaltungsaufwand gegenüber, der diese Summe deutlich über- 
steigt. 
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Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung des Wohngeldgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Wohngeldgesetzes 

Das Wohngeldgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom . . . (BGBl. I S ) f das durch Arti- 

kel . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS....) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Wohngeld wird vorbehaltlich des Satzes 2 
als Miet- oder Lastenzuschuß zu der zu berück- 
sichtigenden Miete oder Belastung (§ 7) nach 
Maßgabe der Anlagen 1 bis 10 gewährt, Satz 1 
gilt nicht, wenn § 18 anzuwenden ist oder Wohn- 
geld nach dem Fünften Teil dieses Gesetzes ge- 
währt wird. " 

2. In § 8 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte „die Wohn- 
geld beziehen“ durch die Worte „die Wohngeld 
nach Maßgabe der Anlagen 1 bis 10 beziehen“ 
ersetzt. 

3. § 27 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Der Bewilligungszeitraum beginnt bei Ver- 
sagung oder Einstellung des Wohngeldes nach 
dem Fünften Teil dieses Gesetzes oder bei Erstat- 
tung des nach diesem Teil zu Unrecht erbrachten 
Wohngeldes am Ersten des Monats, 

1. in dem Leistungen im Sinne des § 31 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 beantragt oder die Prüfung eines 
Anspruchs auf solche Leistungen von Amts we- 
gen eingeleitet worden ist, 

2. für den Wohngeld nach dem Fünften Teil die- 
ses Gesetzes versagt oder ab dem es eingestellt 
worden ist, 

3. für den nach dem Fünften Teil dieses Gesetzes 
zu Unrecht erbrachtes Wohngeld zu erstatten 
ist, 

wenn der Antrag vor Ablauf des auf die Kenntnis 
der Entscheidung folgenden Kalendermonats ge- 
stellt wird. Maßgebend ist der sich bei Anwen- 
dung des Satzes 1 ergebende früheste Monatser- 
ste.“ 

4. Nach § 30 wird folgende Überschrift und werden 
folgende §§31 und 32 eingefügt: 


„Fünfter Teil 

Wohngeld für Empfänger von Leistungen 
der Sozialhilfe und Kriegsopferfürsorge 

§31 

Anwendungsbereich 

(1) Einem Mieter oder mietähnlich Nutzungsbe- 
rechtigten wird unbeschadet der Absätze 3 und 4 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes ohne Antrag 
Wohngeld nach § 32 als Zuschuß zu den Aufwen- 
dungen für Wohnraum gewährt, 

1. wenn und solange 

a) er als Alleinstehender oder 

b) er und der mit ihm in Haushaltsgemein- 
schaft lebende Ehegatte, Verwandte oder 
Verschwägerte 

laufende Leistungen der Hilfe zum Lebensun- 
terhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz oder 
der ergänzenden Hilfe zum Lebensunterhalt 
nach dem Bundesversorgungsgesetz oder nach 
einem Gesetz, das dieses für anwendbar er- 
klärt, außerhalb von Einrichtungen erhalten 
und 

2. wenn bei Einsetzen der in Nummer 1 genann- 
ten Leistungen zu erwarten ist, daß sie für we- 
nigstens einen Monat gewährt werden. 

(2) Haben der mit dem Mieter oder mietähnlich 
Nutzungsberechtigten in Haushaltsgemeinschaft 
lebende Ehegatte oder minderjährige unverheira- 
tete Kinder, die dem Haushalt ihrer Eltern oder 
eines Eltemteils angehören, keinen eigenen An- 
spruch auf die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 genannten 
Leistungen, gelten auch diese Personen als Emp- 
fänger der Hilfe. Absatz 1 Satz 1 ist auch anzu- 
wenden, wenn eine in der Haushaltsgemeinschaft 
lebende Person, die das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, die in der Vorschrift genannten Lei- 
stungen nicht erhält. 

(3) Werden die in Absatz 1 Nr. 1 genannten Lei- 
stungen als Darlehen gewährt, ist Absatz 1 nur in 
den Fällen der §§ 15 b und 89 des Bundessozial- 
hilfegesetzes anzuwenden. 

(4) Wohngeld nach § 32 wird nicht gewährt, 

1. wenn es gleich hoch oder höher wäre als eine 
in Absatz 1 Nr. 1 genannte monatliche, nicht 
um das Wohngeld gekürzte Leistung oder 

2. wenn und solange dem Mieter oder mietähn- 
lich Nutzungsberechtigten bereits Wohngeld 
nach Maßgabe der Anlagen 1 bis 10 oder nach 
§ 32 für anderen Wohnraum gewährt wird. 
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§32 

Bemessung, Bewilligung, Zahlung und Wegfall 
des Wohngeldes, Belehrungspflicht 

(1) Das Wohngeld wird nach dem durch Rechts- 
verordnung auf Grund des § 36 Abs. 1 Nr. 3 für 
das Land festgelegten Vomhundertsatz der aner- 
kannten laufenden Aufwendungen für die Unter- 
kunft im Sinne des Bundessozialhilfegesetzes be- 
messen und auf volle Deutsche Mark gerundet. 

(2) Das Wohngeld wird vom Ersten des Monats 
an gewährt, in dem die in § 31 Abs. 1 Nr. 1 ge- 
nannten Leistungen einsetzen. 

(3) Das Wohngeld ist in der Regel an den Mieter 
oder mietähnlich Nutzungsberechtigten zu zah- 
len. Bei mehreren Mietern oder mietähnlich Nut- 
zungsberechtigten bestimmt die zuständige Stelle 
den Zahlungsempfänger nach pflichtgemäßem 
Ermessen. Das Wohngeld kann an eine andere in 
der Haushaltsgemeinschaft (§31 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe b) lebende Person oder an den Emp- 
fänger der Miete gezahlt werden, wenn dies unter 
Berücksichtigung der Besonderheit des Einzelfal- 
les geboten ist. Wird das Wohngeld an den Emp- 
fänger der Miete gezahlt, ist der Mieter oder miet- 
ähnlich Nutzungsberechtigte hiervon zu unter- 
richten. 

(4) Ein Anspruch auf Wohngeld entfällt mit Ab- 
lauf des Monats, in dem die Voraussetzungen für 
die Gewährung von Wohngeld nach § 31 nicht 
mehr vorliegen. 

(5) Wird Wohngeld nach dem Fünften Teil ver- 
sagt oder eingestellt oder ist nach diesem Teil zu 
Unrecht erbrachtes Wohngeld zu erstatten, ist der 
Mieter oder mietähnlich Nutzungsberechtigte 
über die Antragsfrist des § 27 Abs. 4 für das nach 
Maßgabe der Anlagen 1 bis 10 zu gewährende 
Wohngeld zu belehren. " 

5. Der bisherige § 33 wird § 37 a. 

6. Folgender § 33 wird eingefügt: 

„§33 

Anzuwendende Vorschriften 

Von den anderen Teüen dieses Gesetzes sind 
§ 8 Abs. 7, §§ 25, 34 Abs. 1, §§ 39 und 41 sowie die 
auf Bestimmungen des Fünften Teüs dieses Ge- 
setzes Bezug nehmenden Vorschriften mit Aus- 
nahme des § 27 Abs. 4 anzuwenden. " 

7. Die Bezeichnungen „Fünfter Teü", „Sechster 
Teü" und „Siebenter Teil“ werden ersetzt durch 
die Bezeichnungen „Sechster Teü", „Siebenter 
Teü" und „Achter Teü". 

8. § 35 wird wie folgt gefaßt: 

r,§35 

(1) Über die Anträge und Entscheidungen nach 
diesem Gesetz sowie über die persönlichen und 
sachlichen Verhältnisse der Wohngeldempfän- 
ger, die für die Berichterstattung (§ 8 Abs. 7), die 
Beurteüung der Auswirkungen dieses Gesetzes 
und zu seiner Fortentwicklung erforderlich sind, 
ist eine Bundesstatistik durchzuführen. 


(2) Erhebungsmerkmale sind 

1. bei Anträgen und Entscheidungen nach Maß- 
gabe der Anlagen 1 bis 10 

a) Art des Antrags und der Entscheidung; 

b) Zahl der imerledigten Bearbeitungsfäüe am 
Ende des Berichtszeitraums; Betrag des im 
Berichtszeitraum gezahlten Wohngeldes; 

c) Beginn und Ende des Bewilligungszeit- 
raums nach Monat und Jahr; Art und Höhe 
des monatlichen Wohngeldes; 

d) Beteiligung des Wohngeldempfängers am 
Erwerbsleben und dessen SteUung im Beruf 
sowie Zahl der zum Haushalt rechnenden 
Familienmitglieder; 

e) die bei der Berechnung des Wohngeldes zu 
berücksichtigenden Höchstbeträge für 
Miete und Belastung (§ 8 Abs. 1); 

f) die Wohnverhältnisse der Wohngeldemp- 
fänger nach Ausstattung, Größe und Jahr 
der Bezugsfertigkeit der Wohnung, Höhe 
der monatlichen Miete oder Belastung, öf- 
fentlicher Förderung der Wohnung, Grund 
der Antragsberechtigung (§ 3) sowie die 
Gemeinde und deren Mietenstufe (§ 8 
Abs. 2 bis 5); 

g) die Einnahmen des Wohngeldempfängers 
und der übrigen zum Haushalt rechnenden 
Familienmitglieder nach Art und Höhe, die 
bei der Ermittlung des Jahreseinkommens 
nicht zu berücksichtigenden Beträge und 
die dafür maßgebenden Umstände (§§ 12 
bis 17) sowie das monatliche Familienein- 
kommen; 

h) Monat und Jahr der Wohngeldberechnung 
und die angewandte Gesetzesfassung; 

2. bei der Wohngeldgewährung nach dem Fünf- 
ten Teü 

a) Beginn und Ende der Wohngeldgewährung 
nach Monat und Jahr sowie der Betrag des 
im Berichtszeitraum gezahlten Wohngel- 
des; 

b) Höhe des monatlichen Wohngeldes sowie 
Zahl der zur Haushaltsgemeinschaft rech- 
nenden Personen; 

c) die tatsächlichen und die anerkannten lau- 
fenden monatlichen Aufwendungen für die 
Unterkunft; 

d) die Wohnverhältnisse der Wohngeldemp- 
fänger nach Ausstattung und Größe der 
Wohnung sowie die Gemeinde. 

(3) Hilfsmerkmale sind Name und Anschrift der 
auskunftspflichtigen Stelle. 

(4) Zur Prüfung der Richtigkeit der Statistik die- 
nen Wohngeldnummem, die keine Angaben über 
persönliche oder sachliche Verhältnisse der 
Wohngeldempfänger sowie der in § 25 bezeich- 
nten Personen enthalten oder einen Rückschluß 


4 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/5638 


auf solche zulassen. Die Wohngeldnummem sind 
spätestens nach Ablauf von fünf Jahren seit dem 
Zeitpunkt, zu dem die Erhebung durchgeführt 
worden ist (Absatz 5), zu löschen. 

(5) Die Erhebung der Angaben nach Absatz 2 
wird vierteljährlich für das jeweils abgelaufene 
Kalendervierteljahr durchgeführt. Im Falle einer 
nach § 36 Abs. 1 Nr. 4 angeordneten Berechnung 
des Wohngeldes ist eine Erhebung mit den Anga- 
ben nach Absatz 2 Nr. 1 Buchstaben c bis h zu 
dem in der Rechtsverordnung angegebenen Zeit- 
punkt durchzuführen. Die statistischen Landes- 
ämter stellen dem Statistischen Bundesamt unver- 
züglich nach Ablauf des Berichtszeitraums oder 
zu dem in der Rechtsverordnung angegebenen 
Zeitpunkt folgende Angaben zur Verfügung: 

1. vierteljährlich 

a) für den Berichtszeitraum die Angaben nach 
Absatz 2 Nr. 1 Buchstaben a bis c und 
Nr. 2; 

b) für den vergleichbaren Berichtszeitraum 
des vorausgehenden Kalenderjahres die 
Angaben nach Absatz 2 Nr. 1 Buchstaben a 
und c unter Berücksichtigung der rückwir- 
kenden Entscheidungen aus den folgenden 
12 Monaten; 

2. jährlich die Angaben nach Absatz 2 Nr. 1 
Buchstaben c bis h der Wohngeldempfänger 
für den Monat Dezember unter Berücksichti- 
gung der rückwirkenden Entscheidungen aus 
dem folgenden Kalendervierteljahr; 

3. die Angaben nach Satz 2 zu dem in der Rechts- 
verordnung angegebenen Zeitpunkt. 

(6) Einzelangaben aus einer Zufallsstrichprobe 
mit einem Auswahlsatz von 25 vom Hundert der 
Wohngeldempfänger nach Absatz 2 Nr. 1 sind 
dem Statistischen Bundesamt jährlich unverzüg- 
lich nach Ablauf des Berichtszeitraums für Zusatz- 
aufbereitungen zur Verfügung zu stellen. Für die- 
sen Zweck dürfen die Einzelangaben, bei denen 
Haushalte mit mehr als fünf Familienmitgliedern 
in einer Gruppe zusammenzufassen sind, ohne 
Wohngeldnummer auch der fachlich zuständigen 
obersten Bundesbehörde übermittelt werden. Bei 
der empfangenden Stelle wird eine Organisa- 
tionseinheit eingerichtet, die räumlich, organisa- 
torisch und personell von anderen Aufgabenbe- 
reichen zu trennen ist. Die in dieser Organisa- 
tionseinheit tätigen Personen müssen Amtsträger 
oder für den öff entliehen Dienst besonders Ver- 
pflichtete sein. Sie dürfen aus ihrer Tätigkeit ge- 
wonnene Erkenntnisse nur für Zwecke des Absat- 
zes 1 verwenden. Die nach Satz 2 übermittelten 
Einzelangaben dürfen nicht mit anderen Daten 
zusammengeführt werden. 

(7) Auf Anforderung stellen die statistischen 
Landesämter die von ihnen erfaßten Einzelanga- 
ben dem Statistischen Bundesamt für Sonderauf- 
bereitungen des Bundes zur Verfügung. 

(8) Für die Erhebung besteht Auskunftspflicht. 
Auskunftspflichtig sind die für die Gewährung 


von Wohngeld zuständigen Stellen. Die Angaben 
des Antragstellers und der in § 25 bezeichneten 
Personen für die Wohngeldbewilligung dienen 
zur Ermittlung der statistischen Daten im Rahmen 
der Erhebungsmerkmale. Das gilt für die Anga- 
ben des Mieters oder mietähnlich Nutzungsbe- 
rechtigten im Anwendungsbereich des Fünften 
Teils und für die Angaben im Falle einer Erhe- 
bung nach Absatz 5 Satz 2 entsprechend. 

(9) Der Antragsteller sowie im Anwendungsbe- 
reich des Fünften Teils und im Falle einer Erhe- 
bung nach Absatz 5 Satz 2 der Mieter oder miet- 
ähnlich Nutzungsberechtigte ist über die Ver- 
wendung der auf Grund der Bearbeitung bekann- 
ten Daten für die Wohngeldstatistik und die Mög- 
lichkeit der Übermittlung nach den Absätzen 6 
und 7 zu belehren. " 

9. § 36 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates 

„1. für jedes Land den Vomhundertsatz zur Be- 
messung des Wohngeldes nach § 32 Abs. 1 
festzulegen, dessen Höhe dem durchschnittli- 
chen Anteil des Wohngeldes an den Mieten 
der in § 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 genannten 
Empfänger von Sozialhilfe oder Kriegsopfer- 
fürsorge entspricht, der im Zeitraum bis zu 
einer neuen Festlegung des Vomhundertsat- 
zes nach Maßgabe der Anlagen 1 bis 10 zu 
erwarten wäre. Der Vomhundertsatz ist nach 
einer wesentlichen Änderung des § 8 Abs. 1 
bis 5, der Vorschriften über die Einkommens- 
ermittlung oder der Anlagen 1 bis 10 neu fest- 
zulegen. Grundlage kann dabei sein 

a) das Verhältnis, in dem sich der Anteil des 
nach Maßgabe der Anlagen 1 bis 10 bewil- 
ligten Wohngeldes an den Mieten im Ver- 
gleich zu diesem Anteil nach Inkrafttreten 
der vorangegangenen Änderung der Anla- 
gen 1 bis 10 geändert hat, 

oder 

b) eine Berechnung des Wohngeldes nach 
Maßgabe der Anlagen 1 bis 10 für Empfän- 
ger von Wohngeld nach dem Fünften Teil, 
die durch eine Zufallsstichprobe ausge- 
wählt worden sind. 

Weicht der tatsächliche Anteil von dem bei 
der vorangegangenen Festlegung des Vom- 
hundertsatzes erwarteten durchschnittlichen 
Anteil des Wohngeldes an den Mieten ab, ist 
der darauf beruhende Unterschiedsbetrag 
des Wohngeldes durch entsprechende Festle- 
gung des Vomhundertsatzes auszugleichen. 
Die Neufestlegung des Vomhundertsatzes 
nach dem Buchstaben b ist auch dann zuläs- 
sig, wenn keine der in Satz 2 genannten Än- 
derungen dieses Gesetzes vorangegangen 
ist; 

2. die für die Neufestlegung des Vomhundert- 
satzes nach Nummer 3 Satz 3 Buchstabe b er- 
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forderliche Zufallsstichprobe anzuordnen und 
nähere Vorschriften zur Durchführung zu er- 
lassen, insbesondere den Stichtag, den Um- 
fang der Stichprobe und die Auswahl durch 
die statistischen Landesämter zu bestimmen. 
§§ 60, 61 und 65 Abs. 1 und 3 des Ersten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch sowie die Vorschriften 
dieses Gesetzes über die Auskunftspflicht 
(§ 25) sind entsprechend anzuwenden." 

10. § 37 wird wie folgt gefaßt: 

,,§37 

Zuständigkeit 

Über das Wohngeld nach dem Fünften Teil die- 
ses Gesetzes entscheidet die in Angelegenheiten 
der laufenden Leistungen zum Lebensunterhalt 
(§31 Abs. 1 Nr. 1) zuständige oder zur Durchfüh- 
rung herangezogene Stelle. Über den Wider- 
spruch gegen den Wohngeldbescheid entscheidet 
che Stelle, die in den in Satz 1 genannten Angele- 
genheiten für die Entscheidung über den Wider- 
spruch zuständig ist. Abweichend von Satz 2 ent- 
scheidet im Land Berlin über den Widerspruch 
gegen den Wohngeldbescheid die nach dem Ge- 
setz über die Zuständigkeiten in der allgemeinen 
Berliner Verwaltung zuständige Stelle." 


Artikel 2 

Neufassung des Wohngeldgesetzes 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau kann den Wortlaut des Wohngeldge- 
setzes ohne die Anlagen 1 bis 10 in der ab 1. Januar 
1991 geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt be- 
kanntmachen. 

Artikel 3 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
lin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset- 
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 
1. Januar 1991 in Kraft. Artikel 1 Nr. 9 sowie Artikel 2 
treten am Tage nach der Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 10. November 1989 


Müntefering 

Menzel 

Conradi 

Großmann 

Kolbow 

Dr. Niese 

Oesinghaus 

Dr. Osswald 

Reschke 

Scherrer 

Weiermann 

Bemrath 

Bulmahn 

Dr. Hauchler 

Kretkowski 

Weiler 

Dr. Vogel und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 
I. Ausgangssituation 

Wohngeld an Empfänger laufender Leistungen der 
Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozialhil- 
fegesetz (BSHG) und der ergänzenden Hilfe zum Le- 
bensunterhalt nach dem Bundesversorgungsgesetz 
(BVG) — beides nachstehend als „Sozialhilfe/Kriegs- 
opferfürsorge" bezeichnet — wird derzeit wie folgt 
gewährt: 

Wer Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge beantragt, ist 
nach dem Nachranggrundsatz (andere Sozialleistun- 
gen müssen vorrangig in Anspruch genommen wer- 
den, wenn Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge bean- 
sprucht wird) gehalten, Wohngeld zu beantragen. Das 
bewilligte Wohngeld führt aber nicht zu entsprechen- 
den Mehreinnahmen des Hilfesuchenden, sondern 
wird von der Wohngeldstelle an den Träger der So- 
zialhilfe/Kriegsopferfürsorge erstattet, bzw. von die- 
sem auf die Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge ange- 
rechnet. Da es insoweit vor allem der Entlastung die- 
ser Leistungsträger dient, wird das bisherige Verfah- 
ren als zu verwaltungsaufwendig und für die Hilfesu- 
chenden unbefriedigend kritisiert. 

Diese Rechtslage besteht, seitdem das Bundesverfas- 
sungsgericht mit Beschluß vom 14. November 1969 
(BVerfGE 27, 220) den im Wohngeldgesetz ursprüng- 
lich vorgesehenen Ausschluß der Empfänger von So- 
zialhilfe wegen Verstoßes gegen Artikel 3 Grundge- 
setz für verfassungswidrig erklärt hat. Das Bundesver- 
fassungsgericht hat festgestellt, daß die Sozialhilfe 
insbesondere wegen der Vorschriften des BSHG über 
den Einsatz des Einkommens und des Vermögens, die 
Verpflichtungen anderer und den Kostenersatz keine 
mit dem Wohngeld vergleichbare Leistung ist. 

Eine im Auftrag des Bundesministers für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau durchgeführte Unter- 
suchung hat ergeben, daß die Verringerung des für 
den „Finanzausgleich" zwischen den beteiligten Lei- 
stungsträgem insgesamt erforderlichen Verwaltungs- 
aufwandes durch Maßnahmen der Verwaltungsorga- 
nisation allein nicht möglich ist. Durch organisatori- 
sche Maßnahmen läßt sich zwar eine Entlastung des 
Hilfebedürftigen erreichen, dies ist aber mit einem 
erhöhten Verwaltungsaufwand für die Träger der So- 
zialhilfe/Kriegsopferfürsorge verbunden. 

Der Deutsche Bundestag hat deshalb zuletzt bei der 
Beratung des Wohngeld- und Mietenberichts 1987 am 
9. Juni 1988 die Erwartung bekräftigt, daß die Bun- 
desregierung einen 

„Gesetzentwurf, der Regelungen für eine verein- 
fachte Wohngeldgewährung an Empfänger von So- 
zialhilfe und Kriegsopferfürsorge enthält, so recht- 
zeitig einbringt, daß diese Wohngeldnovelle noch in 


diesem Jahr verabschiedet werden kann" (vgl. 
Drucksache 11/2394, S. 3, 4). 

Die Bundesregierung ist den mehrfachen Aufforde- 
rungen des Deutschen Bundestages bisher nicht 
nachgekommen. 


II. Lösung 

1. Pauschaliertes Wohngeld 

Nach der in diesem Gesetzentwurf vorgeschlagenen 
Lösung sollen Empfänger von Sozialhilfe/Kriegsop- 
ferfürsorge einen individuellen Wohngeldanspruch 
behalten. Das Wohngeld soll aber im Normalfall als 
Pauschale gewährt werden. Deren Höhe soll nach ei- 
nem für jedes Land gesondert festzulegenden und 
nach Wohngeldnovellen fortzuschreibenden Vom- 
hundertsatz der anerkannten Aufwendungen für die 
Unterkunft bemessen werden. Diese Pauschale soll 
zugleich mit der Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge ge- 
währt werden. Ein Wohngeldantrag wird insoweit 
nicht mehr erforderlich sein; die bisher zuständige 
Wohngeldstelle braucht nicht mehr tätig zu werden. 
Die Mieten- und Einkommensermittlung nach dem 
WoGG entfällt ebenso wie die verwaltungsaufwen- 
dige Erstattung von Leistungen durch die Wohngeld- 
stelle an die Träger der Sozialhilfe/Kriegsopferfür- 
sorge. Der Hilfesuchende wird nur noch einen „An- 
sprechpartner" haben. Für den einzelnen Hilfeemp- 
fänger ändert sich durch die Pauschalierung die 
Summe aus Wohngeld und Leistungen der Sozial- 
hilfe/Kriegsopferfürsorge nicht. 

Eingehend geprüft wurde auch eine Lösungsmöglich- 
keit im Rahmen des Bundessozialhilfegesetzes und 
des Bundesversorgungsgesetzes. Sie wurde deshalb 
nicht weiter verfolgt, weil diese Lösung das Prinzip 
des Nachrangs der Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge in 
Frage gestellt hätte. 


2. Praxistest 

a) Ein erster, der Öffentlichkeit im November 1986 
vorgestellter Gesetzentwurf ist nach einem Ein- 
weisungsseminar von Mitte Juni bis Ende Oktober 
1987 bundesweit (ausgenommen Berlin) einem 
Praxistest unterzogen worden. An dem Test haben 
28 Gebietskörperschaften teilgenommen, darunter 
acht kreisfreie Städte, vier Landkreise und 
16 kreisangehörige Gemeinden. Während des Te- 
stes sind aufgetretene Fragen sowie gewonnene 
Erkenntnisse mit den beteiligten Sozialhilfebehör- 
den, Kriegsopferfürsorge- und den Wohngeldstel- 
len vor Ort erörtert worden. 
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b) Die zu einem vorgegebenen umfangreichen Fra- 
genkatalog mit statistischen Erhebungen einge- 
gangenen 27 Ergebnisberichte haben die vorge- 
schlagene Regelung als sachgerecht erwiesen; 

— Der getestete Gesetzentwurf wurde ganz über- 
wiegend positiv und als leicht vollziehbar beur- 
teilt. Für die auf Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge 
angewiesenen Wohngeldempfänger werden 
durchwegs Erleichterungen erwartet. Nur we- 
nige kleine Gemeinden mit geringer Empfän- 
gerzahl und eine kreisfreie Stadt haben sich kri- 
tisch bis ablehnend geäußert. 

— Für die Wohngeldstellen werden je nach Ge- 
samtzahl der Wohngeldempfänger und dem 
Anteü der Bezieher von Sozialhilfe/Kriegsop- 
ferfürsorge unterschiedliche Einsparungen er- 
wartet und zum Teil auch quantifiziert. Bremen 
nennt Einsparungen von 40%, Wiesbaden von 
20 % , Stuttgart beziffert sie schon nach früheren 
Erhebungen auf 700 000 DM und die am Test 
nicht beteiligte Landeshauptstadt Düsseldorf 
auf 770 000 DM jährlich. Zum Teil wird zusätz- 
lich auch eine leichte Abnahme des Verwal- 
tungsaufwandes bei den Sozialhilfebehörden 
erwartet. 

— Von den in den Test einbezogenen 10 500 Mie- 
terhaushalten hatten rd. 83 vom Hundert pau- 
schaliertes Wohngeld erhalten können. Nach 
dem Gesetzentwurf werden somit rd. 500 000 
Haushalte außer Sozialhilfe/Kriegsopferfür- 
sorge das pauschalierte Wohngeld erhalten 
können. 

c) Anregungen der Gemeinden sind im Rahmen des 
Möglichen in diesem Gesetzentwurf berücksich- 
tigt worden. Das gilt insbesondere von der Vor- 
schrift, die den nahtlosen Übergang von pauscha- 
liertem zu einem auf fristgerechten Antrag auch 
rückwirkend zu bewilligenden Wohngeld nach 
Maßgabe der Anlagen 1 bis 10 des Gesetzes ge- 
währleisten soll (§ 27 Abs. 4). 

Weitere Hinweise sollen in der zu erlassenden Er- 
gänzung der Allgemeinen Verwaltungs Vorschrift 
zum Wohngeldgesetz berücksichtigt werden. 

d) Aus den in der Begründung zum neuen § 31 ange- 
gebenen Erwägungen konnte der Anregung, auch 
für Heimfälle pauschaliertes Wohngeld vorzuse- 
hen, nicht entsprochen werden; das güt auch für 
Lastenzuschußempfänger. Dieser Personenkreis 
wird Wohngeld weiterhin nur nach Maßgabe der 
Anlagen 1 bis 10 zum Wohngeldgesetz erhalten 
können. 

e) Pauschaliertes Wohngeld kann auch nicht, wie 
mehrfach gewünscht, für Familienhaushalte vor- 
gesehen werden, bei denen einzelne volljährige 
Mitglieder der Haushaltsgemeinschaft keine So- 
zialhilfe/Kriegsopferfürsorge erhalten. 

Bei einer solchen Erweiterung des Anwendungs- 
bereiches würde eine nicht feststellbare Zahl von 
Familienhaushalten pauschaliertes Wohngeld er- 
halten, die wegen ausreichender Einnahmen von 
Familienmitgliedern Wohngeld nach Maßgabe der 
Anlagen 1 bis 10 zum WoGG nicht bekommen 


könnte. Eine solche Regelung hätte Mehraufwen- 
dungen zum Vorteil von Trägem der Sozialhilfe/ 
Kriegsopferfürsorge zur Folge, die für die betref- 
fenden Personen selbst keine Leistungen erbrin- 
gen. Für den Ehegatten und minderjährige Kinder 
sind allerdings im neuen § 31 Abs. 2 Sonderrege- 
lungen vorgesehen. 


III. Bemessung und Fortschreibung des 
pauschalierten Wohngeldes 


1. Bemessung pauschalierten Wohngeldes 

Nach § 36 Nr. 3 (vgl. Artikel 1 Nr. 9) soll durch eine 
mit Zustimmung des Bundesrates zu erlassende 
Rechtsverordnung der Bundesregierung für jedes 
Land gesondert der Vomhundertsatz für die Bemes- 
sung des im Einzelfall zustehenden pauschalierten 
Wohngeldes festgelegt werden. Bei erstmaliger Fest- 
legung des Vomhundertsatzes wird 

— im Hinblick auf das vorgesehene Inkrafttreten der 
neuen Regelung zum 1. Januar 1990 von den Er- 
gebnissen der Wohngeldstatistik zum 31. Dezem- 
ber 1988 für das einzelne Land auszugehen sein 
sowie 

— die bis zur neuen Festlegung des Vomhundertsat- 
zes nach einer nächsten Wohngeldnovelle im Bun- 
desdurchschnitt zu erwartende Entwicklung der 
Regelsätze der Sozialhüfe und der Mieten, ferner 

— eine zwischenzeitlich zu erwartende Anpassung 
des Wohngeldes nach den Anlagen 1 bis 10 an die 
Entwicklung der Einkommen und Mieten zu be- 
rücksichtigen sein. 

Für den angegebenen Zeitraum wird der durch- 
schnittliche Anteil des Wohngeldes an den Mieten 
ermittelt, der Empfängern der Sozialhilfe/Kriegsop- 
ferfürsorge nach den Anlagen 1 bis 10 zu gewähren 
wäre. 


2. Fortschreibung pauschalierten Wohngeldes 

Nach einer wesentlichen Änderung der Anlagen 1 bis 
10 oder nach einer wesentlichen Änderung der Vor- 
schriften über die Ermittlung des Einkommens von 
Wohngeldempfängem, die kein pauschaliertes 
Wohngeld erhalten, wird auch der Vomhundertsatz 
für die Gewährung pauschalierten Wohngeldes in ei- 
ner dem § 36 Nr. 3 — neu — und der Begründung (Zu 
§ 9 Nr. 2) zu entnehmenden Weise neu festzulegen 
sein. Hierbei werden zu hohe oder zu niedrige Wohn- 
geldzahlungen, die sich aus Abweichungen der tat- 
sächlichen von der angenommenen Entwicklung der 
Regelsätze der Sozialhilfe oder der Mieten ergeben 
haben, durch entsprechende Festlegung des neuen 
Vomhundertsatzes auszugleichen sein. 
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IV. Kosten 

1. Das Berechnungsverfahren für die Wohngeldpau- 
schalen wird beim Bund sowie bei den einzelnen 
Ländern und bei der Gesamtheit der Träger der 
Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge in einem Lande die 
Kostenneutralität der Systemumstellung sowie ei- 
ner Fortschreibung des Vomhundertsatzes nach 
Wohngeldnovellen sichern. Da das pauschalierte 
Wohngeld als durchschnittlicher Anteil des Wohn- 
geldes an den anerkannten Wohnkosten festge- 
setzt werden soll, der den Empfängern von Sozial- 
hilfe/Kriegsopferfürsorge in den einzelnen Län- 
dern nach den Anlagen 1 bis 10 zu gewähren wäre, 
entspricht die Gesamtsumme der so ermittelten 
pauschalierten Wohngeldbeträge der Gesamt- 
summe der genau berechneten Wohngeldbeträge. 
Das Ausgab evolumen bleibt unverändert, lediglich 
bei den Wohngeldbeträgen im Einzelfall ergeben 
sich Änderungen. 

2. Die vorgesehenen Pauschalen bringen naturge- 
mäß mit sich, daß das pauschalierte Wohngeld im 
Einzelfall höher oder niedriger sein kann als das 
genau berechnete Wohngeld. Dies wird sich auch 
entsprechend auf die Höhe der von den einzelnen 
Trägem der Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge je- 
weils insgesamt aufzubringenden, das Wohngeld 
ergänzenden Aufwendungen für die Kosten der 
Unterkunft auswirken. Soweit infolge der Pauscha- 
lierung (3 v. H. übersteigende) Mehraufwendun- 
gen zu erwarten sind, werden sie jährlich eine 
Größenordnung erreichen, die voraussichtlich un- 
ter den Einsparungen an Verwaltungsaufwand in 
einer Größenordnung von insgesamt 30 bis 50 Mio. 
DM im Jahr liegt. 

3. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisni- 
veau, besonders auf das Verbraucherpreisniveau, 
sind nicht zu erwarten, da sich die Höhe der den 
Hilfebedürftigen insgesamt zu gewährenden Lei- 
stungen durch die Pauschalierung des Wohngeldes 
nicht ändert. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 

Änderung des Wohngeldgesetzes 


Zu Nummer 1 (§ 2 Abs. 1) 

a) Durch die Ergänzung von § 2 Abs. 1 wird be- 
stimmt, daß eine Bewilligung von Wohngeld nach 
den Anlagen 1 bis 10 zum WoGG nicht zulässig ist, 
wenn bereits Wohngeld nach dem in das Gesetz 
einzufügenden Fünften Teil gewährt wird. 

b) Der auf einen Zuschuß zu den Aufwendungen für 
seinen Wohnraum angewiesene Bürger wird künf- 
tig die Möglichkeit haben, 

— einen Antrag auf Gewährung von Wohngeld 
nach den schon bisher geltenden Bestimmun- 
gen zu stellen; bei Vorliegen der Voraussetzun- 


gen wird hierauf Wohngeld nach den Anla- 
gen 1 bis 10 zum WoGG bewilligt, oder 

— Leistungen der Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge 
und ein nach dem neuen § 32 bemessenes pau- 
schaliertes Wohngeld in Anspruch zu neh- 
men. 

Wird zunächst Wohngeld nach den Anlagen 1 bis 
10 bewilligt, und nimmt der Hilfesuchende hierauf 
Leistungen der Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge in 
Anspruch, verbleibt es bei dem bewilligten Wohn- 
geld bis zum Ablauf des Bewilligungszeitraums 
(vgl. § 31 Abs. 4 Nr. 2 — neu — ). Erhält der Hil- 
feempfänger nach Ablauf des Bewilligungszeit- 
raums weiterhin Leistungen der Sozialhilfe/Kriegs- 
opferfürsorge, wird ihm von diesem Zeitpunkt an, 
bei Vorhegen der in § 31 — neu — auf geführten 
Voraussetzungen, pauschaliertes Wohngeld nach 
§ 32 — neu — gewährt. Ein Antrag auf Weiterge- 
währung von Wohngeld nach den Anlagen 1 bis 10 
müßte gemäß dem ergänzten § 2 Abs. 1 abgelehnt 
werden. Die Gewährung von Wohngeld nach den 
Anlagen 1 bis 10 wäre erst wieder von dem Zeit- 
punkt an zulässig, in welchem der Antragsteller 
keine Leistungen der Sozialhilfe/Kriegsopferfür- 
sorge mehr erhält oder von sich aus nicht mehr in 
Anspruch nimmt; in diesen Fällen endet auch die 
Gewährung des pauschalierten Wohngeldes (vgl. 
§ 32 Abs. 4 - neu -). 

Nimmt der Hilfesuchende sogleich Leistungen der 
Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge in Anspruch, ohne 
zuvor Wohngeld nach den Anlagen 1 bis 10 bean- 
tragt und bewilligt bekommen zu haben, erhält er 
zugleich das pauschalierte Wohngeld nach dem 
neuen Fünften Teil. Später beantragtes Wohngeld 
nach den Anlagen 1 bis 10 müßte gemäß dem er- 
gänzten § 2 Abs. 1 abgelehnt werden. 

c) Die Vorschriften des § 2 Abs. 1 und § 31 Abs. 4 
Nr. 2 schließen eine gleichzeitige Gewährung von 
Wohngeld nach den Anlagen 1 bis 10 und von pau- 
schaliertem Wohngeld aus. Andererseits gewähr- 
leistet die Vorschrift des § 27 Abs. 4 im Zusammen- 
hang mit der Belehrungspflicht der für Sozialhilfe/ 
Kriegsopferfürsorge zuständigen Stellen (§ 32 
Abs. 5 — neu — ) 

— bei Nichtgewährung (z. B. § 31 Abs. 4 Nr. 1 

— neu — ) oder Einstellung (§ 32 Abs. 4 

— neu — ) pauschalierten Wohngeldes oder 

— bei Erstattung des nach dem Fünften Teil zu 
Unrecht erbrachten Wohngeldes nach § 50 
SGB X, 

daß dem Wohngeldberechtigten von dem Zeit- 
punkt an, in dem die Zahlung oder weitere Gewäh- 
rung pauschalierten Wohngeldes erwartet werden 
konnte, auf Antrag Wohngeld nach den Anlagen 1 
bis 10 rückwirkend bewilligt werden kann. 


Zu Nummer 2 

Nach § 8 Abs. 3 Satz 2 — neu — soll künftig bei Fest- 
stellung des Mietenniveaus und der Mietenstufen von 
Gemeinden nur noch Wohnraum von Hauptmietern 
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und vergleichbar mietähnlich Nutzungsberechtigten 
zugrunde gelegt werden, die Wohngeld nach den An- 
lagen 1 bis 10 erhalten. Nicht mehr berücksichtigt 
werden soll der Wohnraum von Hauptmietem, die 
Wohngeld nach dem Fünften Teil erhalten. 

Durch die Vierte Verordnung zur Änderung der 
Wohngeldverordnung vom 22. Oktober 1985 
(BGBl. I S. 2009) sind die Mietenstufen der Gemein- 
den durch Auswertung differenzierter Angaben der 
Wohngeldstatistik festgelegt worden (vgl. BR-Druck- 
sache 379/85, S. 21, 22, 24). 

Diese Daten werden für Empfänger von Wohngeld 
nach dem Fünften Teil nicht mehr zur Verfügung ste- 
hen. Die für die vereinfachte Gewährung von Wohn- 
geld nach dem Fünften Teil künftig zuständigen Stel- 
len (vgl. § 37 — neu — ) sollen nicht in größerem Um- 
fang Daten erheben, als sie für die Gewährung von 
Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge benötigt werden; sie 
sollen insbesondere nicht mit der Erhebung von 
12 Wohnungstypen nach Baualter, besonderer Aus- 
stattung sowie öffentlicher Förderung belastet wer- 
den. In diesen Fällen werden statistische Erhebungen 
auf das notwendige Mindestmaß beschränkt (vgl. § 35 
Abs. 2 Nr. 2 — neu — ). Für die Festlegung des regio- 
nalen Mietenniveaus reichen diese Erhebungen aber 
nicht aus. 


Zu Nummer 3 (§ 27) 

a) Stellt ein Berechtigter keinen oder einen verspäte- 
ten Antrag auf Gewährung von Wohngeld nach 
den Anlagen 1 bis 10, weil er im Hinblick auf das 
auch ohne Antrag mögliche Tätigwerden des Trä- 
gers der Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge mit der 
Gewährung von Wohngeld nach dem Fünften Teil 
rechnet, und wird Wohngeld nach diesem Teil 
nicht gewährt, bewilligtes pauschaliertes Wohn- 
geld unvermittelt eingestellt oder ist es — weil zu 
Unrecht erbracht — zu erstatten, können ihm 
Nachteile entstehen: Der Bewilligimgszeitraum für 
das nach den Anlagen 1 bis 10 zu gewährende 
Wohngeld beginnt nämlich erst am Ersten des Mo- 
nats, in dem der Antrag gestellt worden ist (§ 27 
Abs. 2 Satz 1). Durch einen dem § 27 anzufügen- 
den Absatz 4 soll in diesen Fällen eine rückwir- 
kende Bewilligung von Wohngeld nach den Anla- 
gen 1 bis 10 ermöglicht werden. Der Antrag muß 
innerhalb bestimmter, mindestens einen Kalender- 
monat betragender Frist seit Kenntnisnahme der 
Versagung, der Einstellung oder der verfügten Er- 
stattung pauschalierter Wohngeldzahlungen ge- 
stellt werden. Die für die Sozialhilfe oder Kriegsop- 
ferfürsorge zuständigen Stellen sollen durch den 
neuen § 32 Abs. 5 verpflichtet werden, den Mieter 
oder mietähnlich Nutzungsberechtigten über diese 
Antragsfrist zu belehren (vgl. zu § 32 Abs. 5). Der 
neue Absatz 4 ist eine nach § 37 SGB I zulässige 
Spezialvorschrift zu § 28 Satz 1 SGB X. 

b) In Satz 1 der neuen Vorschrift werden folgende 
Fallgruppen zusammengefaßt: 

Eine auf Antrag oder von Amts wegen eingeleitete 
Prüfung ergibt, daß ein Anspruch auf Sozialhilfe 


oder Kriegsopferfürsorge und damit auch ein An- 
spruch auf pauschaliertes Wohngeld nicht besteht 
(Nummer 1). 

In Nummer 2 werden Fälle erfaßt, in denen zwar 
Sozialhilfe oder Kriegsopferfürsorge gewährt wird, 
aber pauschaliertes Wohngeld zu versagen oder 
einzustellen ist, z. B. weil 

— es gleich hoch oder höher wäre als die Leistun- 
gen der Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge oder 
weil noch Wohngeld nach den Anlagen 1 bis 10 
gewährt wird (§31 Abs. 4 Nr. 2 — neu — ), 

— infolge Änderung der Einkommensverhältnisse 
die Leistung der Sozialhilfe/Kriegsopferfür- 
sorge gleich hoch oder niedriger geworden ist 
als das pauschalierte Wohngeld (§31 Abs. 4 
Nr. 1 — neu — ) oder weil 

— eine in der Haushaltsgemeinschaft lebende 
Person mit ausreichenden eigenen Einnahmen 
das 18. Lebensjahr vollendet hat und deshalb 
die Regelung des neuen § 31 Abs. 2 Satz 2 nicht 
mehr anzuwenden ist. 

Wurde pauschaliertes Wohngeld zu Unrecht er- 
bracht, z. B. weil Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge 
zu Unrecht erbracht worden ist, ist es nach § 50 
SGB X zu erstatten. 

In diesen Fällen hätte jedoch ein Anspruch auf 
Bewilligung von Wohngeld nach Maßgabe der An- 
lagen 1 bis 10 bestehen können, wenn ein Antrag 
gestellt worden wäre. Nach Nummer 3 soll bei 
fristgerechtem Antrag insoweit die rückwirkende 
Bewilligung von Wohngeld nach Maßgabe dieser 
Anlagen ermöglicht werden. 

c) Satz 2 des neuen Absatzes 4 stellt klar, daß für die 
rückwirkende Bewilligung von Wohngeld nach 
den Anlagen 1 bis 10 der jeweils früheste Monats- 
erste maßgebend ist. Zum Beispiel kann eine von 
Amts wegen eingeleitete Prüfung des Anspruchs 
auf Sozialhilfe vor einem Antrag des auf diese So- 
zialleistung angewiesenen Berechtigten begonnen 
haben (Fälle des Satzes 1 Nr. 1). 


Zu Nummer 4 (Fünfter Teü) 

Im neu einzufügenden Fünften Teil sind die wesentli- 
chen Bestimmungen für die Gewährung pauschalier- 
ten Wohngeldes an Empfänger von Sozialhilfe oder 
Kriegsopferfürsorge zusammengefaßt. § 31 grenzt 
den Anwendungsbereich dieser Vorschriften ab; § 32 
regelt Bemessung, Bewilligung, Zahlung und Wegfall 
von pauschaliertem Wohngeld sowie eine Beleh- 
rungspflicht; in § 33 wird schließlich angegeben, wel- 
che weiteren Vorschriften des Gesetzes anzuwenden 
sind. 


Zu §31 

1. In Absatz 1 wird der Personenkreis abgegrenzt, 
dem grundsätzlich ein Anspruch auf pauschaliertes 
Wohngeld zusteht, und es werden die Anspruchs- 
voraussetzungen im einzelnen festgelegt. 
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a) Nach Satz 1 kann pauschaliertes Wohngeld nur 
einem Mieter oder mietähnlich Nutzungsbe- 
rechtigten (vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2 — neu — ) 
gewährt werden. Es kommt nicht in Betracht für 
Bewohner, die nach § 3 Abs. 2 und 3 für einen 
Lastenzuschuß antragsberechtigt sind oder z. B. 
als Bewohner von Wohnraum im eigenen Mehr- 
familienhaus ausnahmsweise einen Mietzu- 
schuß erhalten können (vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 4): 
Der Begriff der Belastung im Rahmen der Sozial- 
hilfe oder Kriegsopferfürsorge unterscheidet 
sich erheblich von dem nach dem Wohngeld- 
recht; so werden beim Wohngeld Tilgungslei- 
stungen berücksichtigt, im Sozialhüferecht je- 
doch grundsätzlich nicht. Den künftig für die 
Gewährung pauschalierten Wohngeldes zu- 
ständigen Stellen der Sozialhüfe/Kriegsopfer- 
fürsorge (vgl. § 37 — neu — ) soll nicht zusätzlich 
die Ermittlung der Belastung im wohngeld- 
rechtlichen Sinne auferlegt werden oder die oft 
schwierige Ermittlung des Mietwertes in den 
Fällen des § 3 Abs. 1 Nr. 4. Für diesen unter den 
Empfängern von Sozialhilfe/Kriegsopferfür- 
sorge der Zahl nach kleinen Personenkreis wird 
daher das Wohngeld weiterhin von den zustän- 
digen Wohngeldstellen nach den allgemeinen 
Bestimmungen zu berechnen sein. 

Als Empfänger von Leistungen der Kriegsopfer- 
fürsorge gelten auch Personen, die Leistungen 
aufgrund eines Gesetzes erhalten, welches das 
Bundesversorgungsgesetz für anwendbar er- 
klärt. Derartige Regelungen sind z. B. vorg 9 se- 
hen in: 

— § 80 des Soldatenversorgungsgesetzes, 

— § 47 des Zivildienstgesetzes und 

— § 1 des Gesetzes über die Entschädigung der 
Opfer von Gewalttaten. 

Entsprechendes gilt auch für Bewohner von Ein- 
richtungen im Sinne des § 103 Abs. 4 BSHG, das 
sind Anstalten, Heime oder gleichartige Ein- 
richtungen, die der Pflege, Behandlung oder der 
Erziehung sowie sonstigen im BSHG vorgesehe- 
nen Maßnahmen, denen sonstige Maßnahmen 
der Kriegsopferfürsorge in Einrichtungen 
gleichstehen, dienen. Für die in Anstalten und 
vergleichbaren Einrichtungen untergebrachten 
Personen wäre in aller Regel auch kein Wohn- 
geld nach den Anlagen 1 bis 10 zu bewilligen, 
weil sie nicht Wohnraum im Sinne des WoGG 
bewohnen. Soweit es sich bei diesen Einrichtun- 
gen um Heime im Sinne des Heimgesetzes han- 
delt, deren Bewohner Wohngeld nach § 3 Abs. 1 
Nr. 5 WoGG erhalten, soll es weiterhin nach den 
allgemeinen Bestimmungen berechnet werden. 
Heimbewohner erhalten wegen der hohen 
Heimkosten in aller Regel laufende Leistungen 
der Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge. Diese Lei- 
stungen werden in Höhe der Grundpflegesätze 
und nach Abzug des Wohnkostenanteils (inso- 
weit zur Wahrung des Nachrangprinzips) wohn- 
geldrechtlich als Einnahmen berücksichtigt. 
Wegen der Höhe dieser Einnahmen ist bei die- 
sem Personenkreis das nach den allgemeinen 


Bestimmungen berechnete Wohngeld wesent- 
lich geringer (1986 im Durchschnitt 56 DM/mtl.) 
als bei den übrigen Wohngeldempfängem (1986 
im Durchschnitt 187 DM/mtl.); ein hier nach den 
Regeln des neuen Fünften Teils pauschaliertes 
Wohngeld würde zu wesentlich höheren Wohn- 
geldleistungen als das genau berechnete Wohn- 
geld führen. 

Im übrigen scheidet wegen der Höhe dieser Ein- 
nahmen nach geltendem Recht ein großer Teil 
der Heimbewohner von vornherein aus dem 
Kreis der Wohngeldberechtigten bei dem nach 
den allgemeinen Bestimmungen berechneten 
Wohngeld aus. Ohne eine Ausnahmeregelung 
würden sehr viele dieser Heimbewohner pau- 
schaliertes Wohngeld wieder erhalten, weil der 
neue § 31 Abs. 1 in Nummer 1 lediglich an den 
bei Heimfällen häufigen Bezug von Leistungen 
der Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge — und zwar 
ohne Rücksicht auf die Höhe der Leistung im 
Einzelfall — anknüpft. Hierdurch würde der 
Verwaltungsaufwand erhöht. Außerdem müßte 
zur Vermeidung von Mehrkosten eine weit un- 
ter den Mindestbeträgen nach den Anlagen 1 
bis 10 zum WoGG liegende Pauschale festge- 
setzt werden; der vermehrte Verwaltungsauf- 
wand stünde hierzu außer Verhältnis. Selbst- 
zahlem in Heimen würde bei vergleichbaren 
Einnahmen kein Wohngeld zustehen, was unter 
dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung nicht 
hinnehmbar wäre. 

b) Eine grundlegende Voraussetzung für die Ge- 
währung pauschalierten Wohngeldes soll darin 
bestehen, daß Mieter oder mietähnlich Nut- 
zungsberechtigte als Alleinstehende oder sie 
und der Ehegatte, Verwandte oder Verschwä- 
gerte, die mit ihnen in Haushaltsgemeinschaft 
leben, Leistungen der Sozialhilfe/Kriegsopfer- 
fürsorge erhalten. 

Erhält ein volljähriges zur Haushaltsgemein- 
schaft rechnendes Familienmitglied nicht Lei- 
stungen der Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge, 
kann dem gesamten Familienhaushalt nur 
Wohngeld nach den Anlagen 1 bis 10 gewährt 
werden. 

Wann im Sinne von Satz 1 Nr. 2 Leistungen der 
Sozialhilfe einsetzen, ist in § 5 BSHG geregelt. 
Für das Einsetzen laufender Leistungen der er- 
gänzenden Hilfe zum Lebensunterhalt nach 
BVG gilt § 54 der Verordnung zur Kriegsopfer- 
fürsorge. 

2. a) Durch Absatz 2 wird ausschließlich für den Be- 
reich der Gewährung pauschalierten Wohngel- 
des bestimmt, daß sämtliche Mitglieder einer 
Bedarfsgemeinschaft im Sinne des § 11 Abs. 1 
BSHG bei Anwendung des Satzes 2 dieser Be- 
stimmung im Falle der Gewährung von Leistun- 
gen der Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge als Lei- 
stungsempfänger gelten? Bedarfsgemeinschaft 
im Sinne der angeführten Vorschrift ist die aus 
Eltern und minderjährigen unverheirateten Kin- 
dern bestehende sogenannte Kemfamilie. Pau- 
schaliertes Wohngeld steht hier auch dann zu, 
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wenn etwa ein der Bedarfsgemeinschaft ange- 
hörender Ehegatte über ein so hohes Einkom- 
men verfügt, daß sich für ihn bei isolierter Be- 
trachtungsweise kein Bedarf an Leistungen der 
Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge ergäbe, sein 
Einkommen jedoch nicht ausreicht, um den Be- 
darf sämtlicher zur Bedarfsgemeinschaft rech- 
nender Personen abzudecken. Durch die vorge- 
sehene Regelung wird keine bestimmte sozial- 
hilf erechtliche Auslegung des § 11 Abs. 1 Satz 2 
BSHG gegeben. 

b) Nach Absatz 2 Satz 2 soll pauschaliertes Wohn- 
geld auch dann gewährt werden können, wenn 
ein zur Haushaltsgemeinschaft rechnender 
Minderjähriger keine Leistungen der Sozial- 
hilfe/Kriegsopferfürsorge erhält, weil er über 
entsprechende eigene Einnahmen verfügt. 
Durch diese Regelung soll aus Gründen der 
Verwaltungsvereinfachung vermieden werden, 
daß bei im allgemeinen geringen, jedoch den 
Bedarf im Sinne der Sozialhilfe/Kriegsopferfür- 
sorge deckenden Einnahmen von Kindern, für 
die gesamte Haushaltsgemeinschaft Wohngeld 
nach den Anlagen 1 bis 10 gewährt werden 
muß. Satz 2 ergänzt die Regelung des Satzes 1 
insoweit, als er auch für Minderjährige gilt, auf 
welche die Fiktion des Satzes 1 nicht zutrifft, 
weil sie nicht dem Haushalt ihrer Eltern oder 
eines Eltemteils angehören (§11 Abs. 1 Satz 2 
BSHG), sondern z. B, bei einer Tante wohnen. 

3. Nach § 31 Abs. 3 soll pauschaliertes Wohngeld 
auch gewährt werden, wenn Leistungen der So- 
zialhilfe/Kriegsopferfürsorge nur als Darlehen ge- 
zahlt werden. Das gilt einmal für Darlehen bei vor- 
übergehender Notlage (§ 15b BSHG), die bei fort- 
dauernder Bedürftigkeit des Hilfeempfängers viel- 
fach nachträglich in einen Zuschuß umgewandelt 
werden. Pauschaliertes Wohngeld ist zum andern 
zu bewilligen, wenn die Träger der Sozialhilfe/ 
Kriegsopferfürsorge Darlehen gewähren, weil für 
den Bedarf des Hilfesuchenden nach den Bestim- 
mungen des BSHG Vermögen einzusetzen ist, die 
sofortige Verwertung jedoch nicht möglich er- 
scheint oder eine Härte bedeuten würde (§ 89 
BSHG). Die Bewilligung von Wohngeld nach den 
Anlagen 1 bis 10 zum WoGG kann hingegen nicht 
von der Verwertung eigenen Vermögens abhängig 
gemacht werden und ist insoweit lediglich dann 
ausgeschlossen, wenn ein zum Haushalt rechnen- 
des Familienmitglied Vermögensteuer zu entrich- 
ten hat (§ 18 Abs. 1 Nr. 3). 

Bei Darlehen, die nach § 15 a BSHG als Hilfe zum 
Lebensunterhalt in Sonderfällen gewährt werden, 
ist jedoch Wohngeld nach den Anlagen 1 bis 10 zu 
bewilligen. In diesen Darlehensfällen kommen 
normalerweise laufende Leistungen der Sozial- 
hilfe/Kriegsopferfürsorge nicht in Betracht. 

4. a) Nach Absatz 4 Nr. 1 kann pauschaliertes Wohn- 

geld nicht gezahlt werden, wenn es gleich hoch 
oder höher wäre als die der Haushaltsgemein- 
schaft zustehende Sozialhilfe/Kriegsopferfür- 
sorge. Denn in diesen Fällen wäre der Bedarf 
gedeckt. Leistungen der Sozialhilfe/Kriegsop- 
ferfürsorge wären nicht zu erbringen. 


b) Wurde Wohngeld vor Inanspruchnahme von So- 
zialhilfe/Kriegsopferfürsorge nach den Anla- 
gen 1 bis 10 bewilligt, ist es bis zum Ablauf des 
Bewilligungszeitraums (§ 27) in der berechne- 
ten Höhe weiter zu gewähren (Absatz 4 Nr. 2). 
Wenn der Hilfeempfänger nach Ablauf des Be- 
wilhgungszeitraums weiterhin Leistungen der 
Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge erhält, ist ihm 
von da an pauschaliertes Wohngeld zu gewäh- 
ren (vgl. die Begründung zu § 2 Abs. 1). Ab- 
satz 4 Nr. 2 stellt ferner sicher, daß pauschalier- 
tes Wohngeld entsprechend § 18 Abs. 1 Nr. 2 
auch dann nicht zusteht, wenn und solange be- 
reits für eine andere Wohnung des Mieters oder 
mietähnlich Nutzungsberechtigten Wohngeld 
nach den Anlagen 1 bis 10 oder nach § 32 
— neu — bewilligt worden ist. 

Zu §32 

1. In Absatz 1 wird bestimmt, daß das pauschalierte 
Wohngeld nach einem durch Rechts Verordnung 
festzulegenden Vomhundertsatz der anerkannten 
laufenden Aufwendungen für die Unterkunft im 
Sinne von § 3 Abs. 1 der Verordnung zur Durchfüh- 
rung des § 22 des Bundessozialhilfegesetzes (Re- 
gelsatzverordnung) zu bemessen ist. 

Anerkannt werden grundsätzlich die tatsächlichen 
Aufwendungen für die Unterkunft im Sinne von § 3 
Abs. 1 Satz 1 Regelsatzverordnung. Anerkannt 
werden aber auch Aufwendungen, die den der Be- 
sonderheit des Einzelfalles angemessenen Umfang 
übersteigen, wenn und solange es den Hilfeemp- 
fängem nicht möglich oder nicht zuzumuten ist, 
durch einen Wohnungswechsel, durch Vermieten 
oder auf andere Weise die Aufwendungen für die 
Unterkunft zu senken (§ 3 Abs. 1 Satz 2 Regelsatz- 
verordnung). 

2. Absatz 2 regelt in Satz 1 den Beginn der Gewäh- 
rung pauschalierten Wohngeldes und bestimmt in 
Satz 2 aus Gründen der Gleichbehandlung. 

Wird Sozialhilfe oder Kriegsopferfürsorge für einen 
bestimmten, wenigstens einen Monat (vgl. § 31 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) betragenden Zeitraum bewil- 
ligt, ist auch das pauschalierte Wohngeld für diesen 
Zeitraum zu gewähren. Bei fortlaufender Gewäh- 
rung von Sozialhilfe oder Kriegsopferfürsorge gilt 
Entsprechendes für das pauschalierte Wohngeld. 
Ein eigener Bewilhgungszeitraum für pauschalier- 
tes Wohngeld ist nicht vorgesehen und deshalb im 
neuen § 33 die Vorschrift des § 27 WoGG nicht für 
anwendbar erklärt. Der Anspruch auf pauschalier- 
tes Wohngeld entfällt nach § 32 Abs. 4 (s. u. 5.) erst 
mit Ablauf des Monats, in dem die Voraussetzun- 
gen nach § 31 Abs. 1 nicht mehr vorhegen, insbe- 
sondere die laufenden Leistungen der Sozialhilfe 
oder Kriegsopferfürsorge eingestellt werden. 

3. Nach § 3 WoGG steht dem Antragsberechtigten in 
seiner Person bei Vorhegen der gesetzlichen Vor- 
aussetzungen ein Wohngeldanspruch für den gan- 
zen Famihenhaushalt im Sinne des § 4 WoGG zu. 
Demgegenüber hat nach § 11 Abs. 1 Satz 1 BSHG 
jedes einzelne Familienmitglied ggf. einen indivi- 
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duellen Anspruch auf Leistungen der Sozialhilfe. 
Sind mehrere Mitglieder einer aus dem Ehegatten 
und minderjährigen unverheirateten Kindern be- 
stehenden Familie im engeren Sinne (§11 Abs. 1 
BSHG) oder einer Haushaltsgemeinschaft von Ver- 
wandten und Verschwägerten (§ 16 BSHG) hilfe- 
bedürftig, werden die den einzelnen Haushaltsmit- 
gliedem zustehenden Sozialhilfeleistungen in aller 
Regel aufgrund eines einheitlichen Bescheides 
dem Familienmitglied ausgezahlt, das den Regel- 
satz für den Haushaltsvorstand erhält, weil es die 
zur allgemeinen Haushaltsführung gehörenden 
Aufwendungen zu bestreiten hat (vgl. § 2 der Re- 
gelsatzverordnung). Dieses Familienmitglied ist im 
allgemeinen auch Mieter oder mietähnlich Nut- 
zungsberechtigter der gemeinsam bewohnten 
Räumlichkeiten und hat deshalb auch für die Ko- 
sten der Unterkunft aufzukommen. 

4. Absatz 4 bestimmt, wann der Anspruch auf pau- 
schaliertes Wohngeld entfällt. Ergänzend wird auf 
die Begründung zu Absatz 2 (siehe oben 2.) ver- 
wiesen. 

5. Nach Absatz 5 sind die für die Sozialhüfe oder 
Kriegsopferfürsorge zuständigen Stellen ausdrück- 
lich verpflichtet, den Mieter oder mietähnlich Nut- 
zungsberechtigten über die im neuen Satz 3 des 
§ 27 Abs. 2 vorgesehenen Antragsfristen für eine 
rückwirkende Bewilligung von Wohngeld nach 
Maßgabe der Anlagen 1 bis 10 zu belehren, wenn 
das nach dem Fünften Teü beanspruchte Wohn- 
geld nicht oder nicht mehr gewährt wird oder nach 
dem Fünften Teil erbrachtes Wohngeld vom Emp- 
fänger zu erstatten ist. Die Belehrung wird im all- 
gemeinen im Rahmen des Bescheides über die Ver- 
sagung pauschalierten Wohngeldes, über die Ein- 
stellung pauschalierter Wohngeldzahlungen oder 
in dem Bescheid zu erfolgen haben, durch den der 
Bewilligungsbescheid aufgehoben und die Erstat- 
tung des nach dem Fünften Teil zu Unrecht er- 
brachten Wohngeldes verfügt wird. Gegebenen- 
falls trifft auch die für die Gewährung von Wohn- 
geld nach den Anlagen 1 bis 10 des Gesetzes im 
Einzelfall zuständige Wohngeldstelle eine entspre- 
chende Pflicht zur Beratung (§ 14 SGB I). Ergän- 
zend wird auf die Begründung zu 8. Buchstabe b 
verwiesen. 


Zu Nummer 5 (§ 33) 

Der bisherige § 33 (Beschränkung der Berufung im 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren) wird § 37 a, weil 
die Gesetzesstelle für den neuen § 33 benötigt wird. 


Zu Nummer 6 

Der neu einzufügende § 33 regelt abschließend, wel- 
che Vorschriften des Gesetzes im Anwendungsbe- 
reich des Fünften Teils gelten: 

— Die Berichtspflicht der Bundesregierung (§ 8 
Abs. 7); 


— die Auskunftspflichten der im Haushalt des An- 
tragsberechtigten bzw. des Mieters oder mietähn- 
lich Nutzungsberechtigten wohnenden Familien- 
mitglieder oder der in Wohn- und Wirtschaftsge- 
meinschaft lebenden Dritten, ferner bestimmter 
Unterhaltspflichtiger und Arbeitgeber sowie des 
Empfängers der Miete (§25); 

— die Erstattung des von einem Land gezahlten pau- 
schalierten Wohngeldes durch den Bund zur 
Hälfte (§ 34 Abs. 1); 

— die Berlin-Klausel (§ 39) und 

— die Vorschrift des § 41 (Gesetzeskonkurrenz), nach 
welcher das WoGG insbesondere auf Haushalte 
nicht anzuwenden ist, zu denen ausschließlich Fa- 
milienmitglieder rechnen, denen Leistungen zur 
Förderung der Ausbildung nach dem Bundesaus- 
bildungsförderungsgesetz oder dem § 40 des Ar- 
beitsförderungsgesetzes dem Grunde nach zuste- 
hen. Diesen Haushalten steht Wohngeld nach den 
Anlagen 1 bis 10 nicht zu und soll deshalb auch 
nicht nach dem Fünften Teil bewilligt werden kön- 
nen, selbst wenn nach der Härteregelung des § 26 
Satz 2 BSHG ausnahmsweise Hüfe zum Lebensun- 
terhalt gewährt wird. 

Anzuwenden sind ferner die künftig auf Bestimmun- 
gen des Fünften Teils dieses Gesetzes Bezug nehmen- 
den Vorschriften des § 2 Abs. 1 (Art und Umfang des 
Wohngeldanspruchs), § 35 (Wohngeldstatistik), § 36 
Nr. 3 (Verordnungsermächtigung) und § 37 (Zustän- 
digkeit). Die auf den Fünften Teil verweisende neue 
Vorschrift des § 27 Abs. 4 ist von der Anwendung aus- 
genommen, weil sie Sonderbestimmungen lediglich 
über den Beginn des Bewilligungszeitraums für das 
nach den Anlagen 1 bis 10 zu bewilligende Wohngeld 
enthält. 


Zu Nummer 7 

Wegen der Einfügung eines neuen Fünften Teils ist 
die Bezeichnung der bisherigen Teüe fünf bis sieben 
in sechs bis acht zu ändern. 


Zu Nummer 8 (§ 35) 

Im Rahmen der Wohngeldstatistik nach § 35 werden 
künftig die Empfänger von Wohngeld nach dem 
neuen Fünften Teil besonders zu erfassen sein, damit 
die Auswirkungen dieses Gesetzes auch insoweit be- 
urteilt werden können und Daten für eine Fortent- 
wicklung des Rechts zur Verfügung stehen. Die künf- 
tig für die vereinfachte Bewilligung von Wohngeld 
nach dem Fünften Teü zuständigen Stellen (vgl. § 37 
— neu — ) sollen jedoch nicht in größerem Umfang 
Daten erheben, als sie für die Gewährung von Lei- 
stungen der Sozialhüfe/Kriegsopferfürsorge benötigt 
werden. Die statistischen Erhebungen werden des- 
halb auf das notwendige Mindestmaß beschränkt und 
demgemäß wird § 35 neu gefaßt. 

Der neue Absatz 1 entspricht unverändert dem bishe- 
rigen ersten Absatz der Vorschrift. 
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Im neuen Absatz 2 werden in Nummer 1 die von den 
Wohngeldstellen bei Anträgen und Entscheidungen 
nach Maßgabe der Anlagen 1 bis 10 schon nach dem 
bisherigen Absatz 2 zu erhebenden Merkmale und in 
Nummer 2 die künftig von den in Angelegenheiten 
der laufenden Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem 
BSHG und dem BVG bei der Wohngeldgewährung 
nach dem Fünften Teil zu erhebenden Merkmale auf- 
geführt; nach Nummer 2 d) soll hinsichtlich der Aus- 
stattung — wie bei Inanspruchnahme von Sozialhilfe/ 
Kriegsopferfürsorge — erfaßt werden, ob der Wohn- 
raum über eine Sammelheizung oder Einzelofenhei- 
zung verfügt. 

Im neuen Absatz 3 werden als Hilfsmerkmale im 
Sinne von § 9 Abs. 1 Bundesstatistikgesetz vom 
22. Januar 1987 (BGBl. I S. 462) Name und Anschrift 
der nach Absatz 8 Satz 2 auskunftspflichtigen Stelle 
bestimmt. 

Der neue Absatz 4 entspricht inhaltlich dem gelten- 
den Absatz 3. Jedoch soll der Begriff „Kennummer" 
durch die Bezeichnung „ Wohngeldnummer " ersetzt 
werden, die schon bisher als anonyme laufende Num- 
mer verwendet wird, und die Verweisung in Satz 2 auf 
Absatz 5 (bisher Absatz 4) umgestellt werden. 

Im neuen Absatz 5 ist in Satz 1 vorgesehen, daß die 
Erhebungen nach Absatz 2 für das jeweils ab gelau- 
fene Vierteljahr durchgeführt werden sollen. Dadurch 
werden die statistischen Landesämter in die Lage ver- 
setzt, für Sonderaufbereitungen des Bundes nach Ab- 
satz 7 erforderliche vollständige Einzelangaben zu 
vier Stichtagen im Jahr und damit — z. B. bei Kosten- 
berechnungen — zur wirklichkeitsnahen Ermittlung 
von Jahresdurchschnitten zur Verfügung zu stellen. 
Satz 2 regelt den Erhebungszeitpunkt und die Erhe- 
bungsmerkmale für den Sonderfall einer Erhebung 
anläßlich der nach § 36 Nr. 4 angeordneten Berech- 
nung des Wohngeldes nach Maßgabe der Anlagen 1 
bis 10 für Empfänger von Wohngeld nach dem Fünf- 
ten Teil. 

Satz 3 bestimmt, welche Angaben die statistischen 
Landesämter dem Statistischen Bundesamt unverzüg- 
lich nach Ablauf des Berichtszeitraums vierteljährlich 
(Satz 3 Nr. 1), jährlich unter Berücksichtigung der 
rückwirkenden Entscheidungen aus dem folgenden 
Kalendervierteljahr (Satz 3 Nr. 2) oder zu dem in der 
Rechtsverordnung nach § 36 Nr. 4 angegebenen Zeit- 
punkt (Satz 3 Nr. 3) zur Verfügung zu stellen haben. 
Diese am bisherigen Absatz 4 orientierten gesetzli- 
chen Vorgaben sind erforderlich, weil für den Vollzug 
des Wohngeldgesetzes und die Rechtsetzung die er- 
hobenen Angaben bundesweit für jeweils einheitliche 
Stichtage zur Verfügung stehen müssen. So ist z. B. 
ohne die Angaben nach Nummer 1 Buchstaben a und 
b und die aus ihnen gebildeten Zeitreihen keine ver- 
läßliche Haushaltsplanung möglich. Die aufbereiteten 
Angaben nach Nummer 2 dienen nach § 8 Abs. 3 
Satz 3 — neu — unmittelbar als Berechnungsgrund- 
lage für das regionale Mietenniveau sowie die Festle- 
gung der Mietenstufen für Gemeinden (§ 8 Abs. 1 bis 
5 und § 36 Abs. 1 Nr. 2) und damit eines wesentlichen 
Berechnungsfaktors für die Höhe des individuellen 
Wohngeldanspruchs. Stehen die nach § 35 Abs. 5 
Nr. 3 zu übermittelnden Daten zu dem durch Rechts- 
verordnung bestimmten Zeitpunkt nicht aus allen 


Bundesländern zur Verfügung, fehlt die Grundlage 
für die Neufestlegung des Vomhundertsatzes nach 
§ 36 Abs. 1 Nr. 3 Satz 3 Buchstabe b. 

Absatz 6 regelt — wie bisher — die Übermittlung von 
Einzelangaben, die durch eine Zufallsstichprobe aus 
den Empfängern von Wohngeld nach Maßgabe der 
Anlagen 1 bis 10 ermittelt werden. Bei einem nun- 
mehr feststehenden Auswahlsatz von 25 v. H. wird die 
jährliche Zuleitung der Einzelangaben an das Statisti- 
sche Bundesamt für Zusatzaufbereitungen vorgese- 
hen (Satz 1). Für diesen Zweck, insbesondere für wis- 
senschaftliche Auswertungen zur Fortentwicklung 
des Wohngeldrechts, bleibt es zulässig, die Einzelan- 
gaben, bei denen Haushalte mit mehr als fünf Fami- 
lienmitgliedern in einer Gruppe zusammenzufassen 
sind, auch der fachlich zuständigen obersten Bundes- 
behörde zu übermitteln (Satz 2). Bei dieser Behörde 
als empfangender Stelle wird die statistische Geheim- 
haltung aufgrund der in Satz 3 ff. vorgesehenen Rege- 
lungen, insbesondere durch Organisation und Verfah- 
ren, wie bisher gewährleistet. 

Der neue Absatz 7 entspricht dem bisherigen Absatz 8 
und sieht vor, daß dem Statistischen Bundesamt auf 
Anforderung — über die Zufallsstichprobe nach Ab- 
satz 6 hinaus — alle erfaßten, für Sonderaufbereitun- 
gen des Bundes benötigten Einzelangaben zur Verfü- 
gung zu stellen sind. 

Im neuen Absatz 8 wird die Auskunftspflicht für die 
Wohngeldstatistik entsprechend dem bisherigen Ab- 
satz 5 geregelt und auch auf die Angaben des Mieters 
oder mietähnlich Nutzungsberechtigten im Anwen- 
dungsbereich des Fünften Teils sowie auf die Anga- 
ben im Falle einer Erhebung nach Absatz 5 Satz 2 
bezogen. 

Der persönliche Anwendungsbereich des Absatzes 9 
(Belehrung des Wohngeldempfängers über die Ver- 
wendung von Daten, bisher Absatz 7) wird — entspre- 
chend dem neuen Absatz 8 — erweitert und die Be- 
lehrungspflicht auf die zulässige Übermittlung der er- 
faßten Einzelangaben an das Statistische Bundesamt 
für Sonderaufbereitungen des Bundes (Absatz 7) er- 
streckt. 


Zu Nummer 9 (§ 36) 

1. Durch den dem § 36 anzufügenden Absatz 3 wird 
die Bundesregierung ermächtigt, mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung für jedes 
Land den Vomhundertsatz der laufenden und nach 
§ 3 Abs. 1 Regelsatzverordnung anerkannten Auf- 
wendungen für die Unterkunft festzulegen, nach 
welchem das pauschalierte Wohngeld für Empfän- 
ger von Leistungen der Sozialhilfe/Kriegsopferfür- 
sorge gemäß § 32 Abs. 1 zu bemessen ist. 

Die in der Verordnungsermächtigung angeführten 
Kriterien sollen gewährleisten, daß die Empfänger 
von Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge in einem Land 
pauschaliertes Wohngeld in einer Höhe erhalten, 

— die dem durchschnittlichen Anteil des Wohn- 
geldes an den Mieten entspricht, das ihnen 
nach Maßgabe der Anlagen 1 bis 10 bis zur 
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Festlegung eines neuen Vomhundertsatzes zu 
bewilligen wäre, und 

— die an ein geändertes Leistungsniveau des den 
übrigen Wohngeldempfängem nach einer we- 
sentlichen Änderung des § 8 Abs. 1 bis 5, der 
Vorschriften des WoGG über die Einkommens- 
ermittlung oder der Anlagen 1 bis 10 bewillig- 
ten Wohngeldes angepaßt wird. 

Dadurch sollen auch Kostenverlagerungen zwi- 
schen den Kostenträgern für Wohngeld und für 
Sozialhilfe oder Kriegsopferfürsorge vermieden 
werden. 

Der durch Rechtsverordnung festzulegende Vom- 
hundertsatz soll im einzelnen wie folgt ermittelt 
werden: 

a) Bei erstmaliger Festsetzung des Vomhundert- 
satzes für ein Land (Satz 1) zum 1. Januar 1991 
(Artikel 4) wird zunächst nach der im Herbst 
1990 verfügbaren Wohngeldstatistik zum 
31. Dezember 1989 zu ermitteln sein, welcher 
Anteü der Miete, die Empfänger von Sozial- 
hilfe/Kriegsopferfürsorge entrichtet haben, 
durch Wohngeld gedeckt worden ist. Da jeweils 
bis zu einer Änderung der Anlagen 1 bis 10 
starre Grenzwerte für zuschußfähige Mieten 
(§ 8 Abs. 1) und nach diesen Anlagen auch für 
das Einkommen gelten und sich ferner die Ein- 
kommen sowie die Mieten im Laufe der Zeit 
erhöhen, verringert sich der durch das Wohn- 
geld gedeckte Anteil an den tatsächlichen Mie- 
ten fortlaufend. Zur Ermittlung des durch- 
schnittlichen Anteils des Wohngeldes an den 
Mieten soll deshalb vorausberechnet werden, 
wie weit sich dieser Anteil bis zur Festlegung 
eines neuen Vomhundertsatzes verringert ha- 
ben wird. Der Berechnung soll die für diesen 
Zeitraum zu erwartende Entwicklung der Re- 
gelsätze nach § 22 BSHG sowie der Mieten zu- 
grunde gelegt werden. Hierbei wird zweckmä- 
ßigerweise auf den Bundesdurchschnitt abzu- 
stellen sein. Verläßliche regionalisierte Feststel- 
lungen können nur für eine zurückliegende Zeit 
getroffen werden. 

Bei der Feststellung des Vomhundertsatzes soll 
grundsätzlich unterstellt werden, daß durch 
eine vor der neuen Festlegung des Vomhun- 
dertsatzes in Kraft tretende Änderung der Anla- 
gen 1 bis 10 das Leistungsniveau im Jahr der 
vorangegangenen Änderung dieser Anlagen 
wiederhergestellt wird. 

b) Der für das Land festgesetzte Vomhundertsatz 
ist neu festzulegen, nachdem die Regelungen in 
§ 8 Abs. 1 bis 5 zur Bestimmung der Höchstbe- 
träge für Miete und Belastung, die Vorschriften 
des WoGG über die Einkommensermittlung 
(§§ 9 bis 17) oder die Anlagen 1 bis 10 eine 
wesentliche Änderung erfahren haben (Satz 2). 
Als wesentliche Änderung des § 8 Abs. 1 bis 5 
kommen beispielsweise Anhebungen der in der 
Tabelle nach § 8 Abs. 1 enthaltenen Höchstbe- 
träge oder Änderungen bei Ausstattungsmerk- 
malen oder bei Abgrenzung der Baualtersklas- 
sen in Betracht, die für den zu ermittelnden 


Höchstbetrag von Bedeutung sind. Eine we- 
sentliche Änderung der Vorschriften über die 
Einkommensermittlung könnte z. B. in einer 
nicht nur geringfügigen Änderung pauschaler 
Abzüge nach § 17 WoGG hegen, eine wesentli- 
che Änderung der Anlagen 1 bis 10 z. B. in ei- 
ner nicht nur geringfügigen Erweiterung der 
Wohngeldtabellen. 

Grundlage für eine neue Festlegung des Vom- 
hundertsatzes kann sein 

aa) das Verhältnis, in dem sich der Anteü des 
nach Maßgabe der Anlage 1 bis 10 bewü- 
ligten Wohngeldes an den Mieten im Ver- 
gleich zu diesem Anteü nach Inkrafttreten 
der vorangegangenen Änderung der Anla- 
gen 1 bis 10 geändert hat. Zu dessen Fest- 
steüung wird der Anteü des Wohngeldes an 
den Mieten der Empfänger, die den Mietzu- 
schuß nach Änderung des § 8 Abs. 1 bis 5, 
nach den geänderten Vorschriften über die 
Einkommensermittlung oder den geänder- 
ten Anlagen 1 bis 10 erhalten haben, 

— für das Land zum 31. Dezember des Ka- 
lenderjahres, in dem die Änderung in 
Kraft getreten ist, ermittelt, 

— mit dem entsprechenden Anteü am 
31. Dezember des Jahres verglichen, in 
dem die vorangegangene Änderung der 
Anlagen 1 bis 10 in Kraft getreten ist 
und 

— festgesteüt, ob sich eine Abweichung er- 
gibt; 

oder 

bb) der durchschnittliche Anteü des Wohngel- 
des an den Mieten, den eine Berechnung 
des Wohngeldes nach Maßgabe der Anla- 
gen 1 bis 10 für Empfänger von Wohngeld 
nach dem Fünften Teü ergibt, die durch 
eine ZufaUsstichprobe nach der neuen 
Nummer 2 (vgl. unten Nr. 2) ausgewählt 
worden sind, 

cc) Von dem nach einer der vorstehenden Al- 
ternativen ermittelten Anteü des Wohngel- 
des an den Mieten der Empfänger von So- 
zialhilfe/Kriegsopferfürsorge ausgehend, 
wird der bis zu einer nächsten Festlegung 
zu erwartende durchschnittliche Anteü des 
Wohngeldes an den Mieten dieses Empfän- 
gerkreises für das Land nach den Regeln für 
die erstmalige Festlegung ermittelt. 

dd) Der neue Vomhundertsatz wird hierauf für 
das Land in einer Höhe festgelegt, die zu- 
gleich gewährleistet, daß bis zum Inkraft- 
treten geleistete, etwa zu niedrige oder 
zu hohe Wohngeldzahlungen in dem Zeit- 
raum bis zu einer nächsten Festlegung des 
Vomhundertsatzes ausgeglichen werden 
(Satz 4). Solche auszugleichende Zahlun- 
gen ergeben sich, wenn in einem Land die 
tatsächliche Entwicklung der Regelsätze 
der Sozialhilfe oder der Mieten von Emp- 


15 




Drucksache 11/5638 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


fängem pauschalierten Wohngeldes nach 
der Wohngeldstatistik von der bei der Fest- 
legung des ursprünglichen Vomhundert- 
satzes für den Bundesdurchschnitt erwarte- 
ten Entwicklung abgewichen ist. 

Nach Satz 5 kann auch ohne eine Änderung der 
Vorschriften des WoGG eine neue Festlegung des 
Vomhundertsatzes erfolgen. Sie kann z. B. in Be- 
tracht kommen, wenn sich die Anpassung des nach 
den Anlagen 1 bis 10 zu gewährenden Wohngeldes 
an die Entwicklung der Einkommen und Mieten 
längere Zeit verzögert, oder sich — unerwartet — 
die Mieten, die Regelsätze der Sozialhilfe oder 
etwa die Höhe gewährten pauschalierten Wohn- 
geldes sprunghaft ändern sollten. 

2. Nummer 2 Satz 1 enthält die Ermächtigung, die für 
die Neufestlegung des Vomhundertsatzes nach 
Nummer 1 Satz 3 Buchstabe b erforderliche Zu- 
fallsstichprobe anzuordnen und nähere Vorschrif- 
ten zur Durchführung zu erlassen. Regelungen 
können insbesondere in bezug auf den Stichtag, 
den Umfang der Stichprobe und die Auswahl durch 
die statistischen Landesämter getroffen werden. 
Danach werden die statistischen Landesämter aus 
den bei ihnen erfaßten bis zu 500 000 anonymen 
Wohngeldnummern der Empfänger pauschalierten 
Wohngeldes nach mathematischen Regeln eine 
repräsentative Anzahl auswählen und ohne jede 
weitere Angabe den Stellen, die diese Nummern 
bei der Bewilligung pauschalierten Wohngeldes 
festgelegt haben, mitteilen. Von diesen Stellen 
werden die Ausgewählten anhand der Wohngeld- 
nummem namentlich festgestellt und hierauf auf- 
gefordert, Antragsvordrucke für die Bewilligung 
von Wohngeld nach Maßgabe der Anlagen 1 bis 10 
auszufüllen und sämtliche Belege beizufügen. Auf 
dieser Grundlage kann dann die nach Nummer 1 
Satz 3 Buchstabe b vorgesehene fiktive Berech- 
nung des Wohngeldes vorgenommen werden. 

Die in Satz 2 enthaltene Verweisung auf Vorschrif- 
ten des Ersten Buches Sozialgesetzbuch soll ge- 
währleisten, daß die Wohngeldstelle von dem nach 
§ 3 WoGG für die Gewährung von Wohngeld nach 
Maßgabe der Anlagen 1 bis 10 fiktiv antragsbe- 
rechtigten Empfänger von Sozialhilfe/Kriegsopfer- 
fürsorge die erforderlichen Auskünfte erhält (§ 60 
SGB I) sowie ihn zum persönlichen Erscheinen auf- 
fordem kann (§ 61 SGB I); ferner werden die Gren- 
zen der Mitwirkung bestimmt (§ 65 SGB I). Durch 
die Verweisung auf § 25 WoGG wird eine Aus- 
kunftspflicht insbesondere für Familienmitglieder, 
Unterhaltspflichtige, Arbeitgeber und Empfänger 
der Miete des fiktiv Antragsberechtigten begründet. 

Zu Nummer 10 (§ 37) 

Durch § 37 wird die Entscheidung über pauschaliertes 

Wohngeld und über den Widerspruch gegen den 


Wohngeldbescheid auf die in Angelegenheiten der 
Sozialhüfe/Kriegsopferfürsorge zuständigen bzw. 
nach Bestimmungen der Länder zur Durchführung 
von Aufgaben nach dem BSHG oder BVG herangezo- 
genen Stellen (vgl. insbes. § 96 Abs. 1 Satz 2 BSHG) 
übertragen. Die angestrebte Vereinfachung bei der 
Bewilligung von Wohngeld an Empfänger von Lei- 
stungen der Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge kann nur 
erreicht werden, wenn jeweüs eine Stelle über beide 
Sozialleistungen entscheidet. Die Zuständigkeitsre- 
gelung ist deshalb für den wirksamen Vollzug des 
Gesetzes erforderlich und nach Artikel 85 Abs. 1 GG 
zulässig. Im übrigen ist für öffenthch-rechtliche Strei- 
tigkeiten in Angelegenheiten des Wohngeldes, der 
Sozialhüfe und der Kriegsopferfürsorge der Verwal- 
tungsrechtsweg gegeben. 

Die bisherige Vorschrift des § 37 (Verweisungen) ist 
entbehrlich und kann ersatzlos entfallen. 

Durch Satz 3 ist ab weichend von Satz 2 im Land Berlin 
eine Sonderregelung für die Entscheidung über den 
Widerspruch gegen den Wohngeldbescheid über 
pauschaliertes Wohngeld vorgesehen. Zuständig soll 
die nach dem Berliner Gesetz über die Zuständigkei- 
ten in der allgemeinen Verwaltung zuständige Stelle 
sein. Im übrigen ist für öffentlich-rechtliche Streitig- 
keiten in Angelegenheiten des Wohngeldes, der So- 
zialhilfe und der Kriegsopferfürsorge der Verwal- 
tungsrechtsweg gegeben. 


Zu Artikel 4 


Die in Artikel 1 enthaltenen Vorschriften über die ver- 
einfachte Gewährung von Wohngeld an Empfänger 
von Leistungen der Sozialhilfe und Kriegsopferfür- 
sorge sollen erst am 1. Januar 1991 in Kraft treten 
(Satz 1). Die durch die Einführung dieses Wohngeld- 
systems betroffenen Behörden, insbesondere die erst- 
mals mit der Gewährung von Wohngeld befaßten So- 
zialhilf ebehörden und Kriegsopferfürsorgestellen, be- 
nötigen eine ausreichend bemessene Vorlaufzeit, da- 
mit im Zusammenhang mit der Umstellung Verzöge- 
rungen bei der Bewilligung von Wohngeld vermieden 
werden. 

Nach Satz 3 soll auch die in Artikel 1 Nr. 9 vorgese- 
hene Verordnungsermächtigung zur Festsetzung des 
Vomhundertsatzes für die Bemessung pauschalen 
Wohngeldes zugleich mit den in Artikel 1 enthaltenen 
Verordnungsermächtigungen am Tage nach Verkün- 
dung des Gesetzes in Kraft treten; diese Festsetzung 
wird erstmals auf der Grundlage der im Herbst 1990 
verfügbaren Daten der Wohngeldstatistik zum 31. De- 
zember 1989 vorzunehmen sein. 
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